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Mittheilungen aus der Praxis: 

Zur Beurtheilung der Verpflichtung zum Erſatze von Commiſſionskoſten im Sinne 
des § 24 der Miniſterialverorduung vom 3. Juli 1854, R. G. Bl. Nr. 169, 
macht es keinen Unterſchied, wenn die betreffende commiſſionelle Amtshand⸗ 
lung nicht durch das Einſchreiten, ſondern durch das Verſchulden des zum 
Erſatze verpflichtet Erkannten veranlaßt wurde. 

a) Zur Entſcheidung von Streitigkeiten betreffend Dienſtbarkeiten auf Waldgründen 
ſind nicht die Gerichte, ſondern die politiſchen Behörden zuftändig, insbe⸗ 
ſondere b) wenn ſchon die Verhandlung wegen Erklärung des betreffenden 
Fußſteiges als öffentlich eingeleitet iſt. N f x 

Eine Molkerei, welche nur die landwirthſchaftlichen Producte ihrer Theilhaber 
verkauft, reſpective, wenngleich mittelſt fabriksmäßigen Betriebes, verarbeitet 
und dann verkauft, iſt nicht als eine gewerbliche Unternehmung anzuſehen. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Deffentliche und Prinat-Armenpllege. 
Von Hofrath v. Inama⸗Sternegg. 


Für die Ausgeſtaltung der Einrichtungen, durch welche das Pro— 
blem der Armenpflege in den modernen Culturſtaaten einer gedeihlichen 
Löſung zugeführt werden ſoll, find gegenwärtig zwei Grundſätze zu einer 
wohl unbeſtrittenen Geltung gelangt. Die öffentliche Gewalt be— 
trachtet die Armenpflege im weiteſten Umſange als ihre 
Aufgabe, und die Erfüllung dieſer Aufgabe kann nur durch 
eine möglichſt weitgehende Individualiſirung in der pfleg— 
lichen Fuͤrſorge für die Armen erreicht werden. 

Zu dem erſten Grundſatze, welcher die Armenpflege als eine 
Aufgabe der öffentlichen Gewalt anerkennt, iſt die Verwaltung 
ſchon durch eine couſequente Ausbildung ihrer oberſten Principien ge⸗ 
langt. Hält ſich der moderne Staat für verpflichtet, all' ſeine Kräfte 
für die Förderung der Civiliſation einzusetzen, ſo kann er ſich auch der 
Pflichten nicht eutſchlagen, welche die Pflege des Rechtes und der 
Sittlichkeit, dieſer Grundpfeiler der Civiliſation, ihm auferlegen. Nun 
iſt aber doch nur eine ſolche Auffaſſung des Rechtsprincipes dem Grund⸗ 
gedanken des modernen Culturſtaates adäquat, welche nicht eine ſtändiſche 


Von Hofrath v. Inam a⸗ 


oder claſſenmäßige Verſchiedenartigkeit der Berechtigung und ebenſo wenig 
ein auf allen Lebensgebieten das perſönliche Recht beſchränkendes Recht 
der Verwaltung ſtatuirt, ſondern welche in der Rechtsgleichheit oder, 
was dasſelbe ſagen will, in dem Rechte der Perſönlichkeit als der 
Sphäre freier Willensentſchließung beſteht. Und damit iſt jene Aufgabe 
des Staates gegeben, welche als Pflege des Rechtes der freien Perſön— 
lichkeit als eines Grundpfeilers für den civiliſatoriſchen Fortſchritt eines— 
theils den Schutz dieſer Freiheit und anderntheils die Erſetzung oder die 
Wiederherſtellung fehlender Bedingungen für die Geltendmachung dieſer 
Freiheit bezweckt. Unter dieſem Geſichtspunkte entwickelt die Verwaltung 
das Vormundſchaftsweſen, um den heranwachſenden Staatsbürger zur 
eigenberechtigten Perſönlichkeit unter Mitwirkung der Staatsgewalt zu 
erziehen und zugleich die wirthſchaftliche Baſis feiner werdenden Perſön 
lichkeit zu ſichern. Unter demſelben Geſichtspunkte tritt der Staat aber 
auch principiell für die Armen ein, bei denen das Recht der freien 
Perſönlichkeit durch den gänzlichen wirthſchaftlichen Verfall gleichſam 
ſuspendirt iſt. Den factiſchen Verluſt der freien Entſchließung in den 
allerwichtigſten und dringendſten Lebensfragen faßt der moderne Staat 
nicht etwa nur als eine Ordnungsgefahr, ſondern als eine Negation 
feines eigenen Lebensprincips auf, welche er mit ſeinen eigenen Kräften 
zu überwinden verpflichtet iſt. Nicht ein „Recht auf Exiſtenz“ wird 


damit formulirt in dem Sinne, daß jeder ſich ſeine wirthſchaftliche 
Exiſtenz vom Staate rechtlich garantiren laſſen könne; wohl aber liegt 


es im Jutereſſe des modernen Rechtsſtaates, daß ſeine Bürger die 
Bedingungen zur Geltendmachung des Rechtes der freien Perſönlichkeit 
oder der freien Bethätigung des Rechtes auf Exiſtenz in der Geſellſchaft 


vorfinden. 


Und wie für den Staat fein eigenes Rechtsprineip deu kate— 


goriſchen Imperativ enthält, jedem zu ſeinem Rechte zu verhelfen, ſo 


enthält das Moralprincip die Aufforderung, die Armenpflege im Dienſte 
der Humanitätsidee zu üben, in wahrhaft chriſtlichem Geiſte die Glieder 
der Staatsgemeinſchaft in gleicher Liebe zu umfaſſen und in jedem den 
Mikrokosmos zu pflegen, in deſſen Daſein die ſittlichen Kräfte der 
Gemeinſchaft virtuell vorhanden ſind. Nicht eine Entlaſtung der Bürger 
von ſittlicher Verpflichtung, nicht eine Verſtaatlichung der Moral wird 
damit vollführt: der Staat hat das Bewußtſein eines eigenen ſittlichen 
Daſeins mit der Erkenntniß feines civiliſatoriſchen Berufes gewonnen und 
bethätigt dasſelbe in ſelbſtſtändiger und eigenartiger Weiſe neben und 
mit der von den Bürgern freithätig geübten ſittlichen Pflicht der 
Nächſtenliebe. Schließlich iſt aber für dieſe principielle Auffaſſung der 
Armenpflege als einer ſtaatlichen Aufgabe die Pflicht des Staates maß⸗ 
gebend, im Intereſſe feiner realen Zweckbeſtimmung auf die möglichſt 
reichliche Entfaltung der vorhandenen Elemente von Volkskraft hinzuwirken. 
Wie der Rechtsſchutz und die Pflege der Perſönlichkeit des Armen auch 
der Rechtsordnung, die ſittlich motivirte Armenpflege der Geſittung zu 
Gute kommen ſoll, ſo ſoll auch die Schwächung der ſocialen Ordnung, 
welche mit der Armuth immer gegeben iſt, durch die Erziehung der 
Armen zu nützlichen Gliedern der Geſellſchaft wieder überwunden werden. 


Eben dieſe ſociale Auffaſſung von dem Berufe des Staates iſt es aber 
auch, welcher fruchtbare Geſichtspunkte für die Organiſation der öffent⸗ 
lichen Armenpflege und ihre Functionen eutſpringen. Wie die Verwaltung 
auf anderen Gebieten, auf denen es ſich um die Pflege geſellſchaftlicher 
Intereſſen handelt, in der Heranziehung der Selbſtthätigkeit des Volkes 
eine Steigerung der ſtaatlichen Leiſtungsfähigkeit erblickt und in dieſem 
Geiſte die Decentraliſation der Functionen, die Selbſtverwaltung der 
kleinen Geſellſchaftskreiſe ausbildet, ſo hat ſie auch in der gemeindlichen 
und überhaupt in der corporativen Armenpflege nicht etwa der großen 
öffentlichen Aufgabe ſich eutſchlagen, ſondern ihre Löſung um ſo mehr 
geſichert, indem ſie der Einheitlichkeit der oberſten Grundſätze die Mannig⸗ 
faltigkeit in der Anpaſſung derſelben an das vielgeſtaltige Leben 
hinzugefügt hat. Denn nicht unter dem einfeitigen Geſichtspunkte einer 
bloßen Ordnungsſtörung, gegen welche mit Polizei und Strafe allein 
wirkſam anzukämpfen wäre, kommt die Armuth in Betrachtung; als 
pathologiſcher Zuſtand am Geſellſchaftskörper erheiſcht ſie vielmehr Pflege 
und eine nicht nur repreſſive, ſondern mehr noch eine präventive Be⸗ 
handlung. 

Hier tritt nun der zweite der oben angedeuteten Grundſätze in 

ſeiner vollen Bedeutung auf: die Individualiſirung in der 
pfleglichen Fürſorge für die Armen. Die Keime dieſer princi— 
pielleu Auffaſſung reichen eben ſo weit zurück als die Anfänge der 
öffentlichen Armenpflege durch die Organe der politiſchen Verwaltung; 
die Renaiſſance des Staatsgedankens und die Reformation der Armen— 
pflege treffen in dem Gedanken einer pfleglicheu Einwirkung auf die 
ökonomiſch und moraliſch ſchwächſten Elemente der Geſellſchaft durch die 
öffentliche Gewalt zuſammen. Aber doch gingen die beiden Grundſätze 
in ihrer Ausgeſtaltung lange Zeit neben einander her, anſtatt ſich 
wechſelſeitig zu durchdringen. 
Die „Pflege“ der öffentlichen 
vorwiegend Repreſſion, während der reformatoriſche Gedanke einer indi— 
vidualiſirenden Pflege, die zugleich präventiv wirken ſollte, die Domäne 
der freien Vereinsthätigkeit blieb, und damit eine volle Wirkſamkeit zu 
üben doch nicht im Stande war. Und im Grunde genommen iſt das 
Problem einer Verbindung dieſer beiden Grundſätze zu einer einheitlichen 
Organiſation bis heute nicht gelöſt, wenn es auch in den neueſten 
Geſtaltungen der öffentlichen Armenpflege unverkennbar mit Erfolg in 
Augriff genommen worden iſt. 

Der erſte conſequent gedachte und ausgeführte Verſuch dieſer Art 
beſteht bekanntlich in dem ſogenannten Elberfelder Syſtem, das bereits 
in einer ſtattlichen Reihe von Städten nachgebildet worden iſt. Die 
Privat⸗Armenpflege, durchdrungen von dem Geiſte humauſter Fürſorge für 
das Leben der Armen in allen ſeinen Beziehungen, ſtellt ſich der öffent⸗ 
lichen Armenpflege freiwillig und ganz in den Dienſt; die öffentliche 
Gewalt anerkennt die große Bedeutung dieſer freiwilligen Mitarbeiter⸗ 
ſchaft an ihren eigenen Aufgaben dadurch, daß ſie die Armenverwaltung 
in weiteſtem Maße decentraliſirt und ſo den verſchiedenen Elementen 
der freiwilligen Armenpflege freien Spielraum in Bethätigung ihrer 
Liebesthätigkeit zugleich mit der Sicherung der nöthigen Mittel bietet. 
Aber abgeſehen davon, daß die Verwirklichung dieſes Grundgedankens 
doch im Einzelnen immer von einer Reihe beſonders günſtiger Bedin⸗ 
gungen abhängig, alſo keineswegs ſo allgemein anwendbar iſt, als es 
wohl wünſcheuswerth wäre, ſo birgt doch auch die Ausſchließlichkeit 
der öffentlichen Armenpflege und der von ihr angenommenen Grund— 
ſätze eine unverkennbare Gefahr in ſich. Denn auch dieſes Syſtem kann, 
wenn es alle Kräfte der Privat-Armenpflege abſorbirt, wenigſtens in 
thesi zur Monotonie der Verwaltung führen, welche die Stärke der 
Impulſe vermindert, indem fie die Mannigfaltigkeit der Privat-Wohl⸗ 
thätigkeit beiſeite ſetzt um der Einheit und conſequenten Durchführung 
eines einmal angenommenen Prineips willen. Denn auch eine noch fo 
große Zahl von Pflegern und eine noch ſo entſchiedene Betonung der 
individualiſirenden Pflege ſchützt noch nicht vor Verknöcherung; auch eine 
Reihe von Sectionen oder Diakonien, aus lauter freiwilligen Armen⸗ 
pflegern gebildet, kann ſchließlich doch dem Geiſte einer bureaukratiſchen 
Verwaltung verfallen, die immer geneigt iſt, ein Princip mechaniſch 
wirken zu laſſen. 

Würde aber, um dieſer Gefahr zu entgehen, den Elementen der 
Privat⸗Armenpflege im Rahmen der öffentlichen Verwaltung ein zu ſtarkes 
Uebergewicht eingeräumt, wie es z. B. jüngſt die Vorſchläge von 
Seiffert in Leipzig angeſtrebt haben, ſo würde das wieder mit der 
principiellen Aufgabe der öffentlichen Gewalt in einen unlöslichen Wider⸗ 


Gewalt blieb noch lange Zeit 


ſpruch gerathen. Nicht nur der Mangel an Strenge in der Auffaſſung 
der Aufgabe und in der Durchführung übernommener Verpflichtungen 
ſtünde zu beſorgen; es würde auch die nothwendige Einheit dieſes Ver— 
waltungsgebietes, bald auch der Zuſammenhang mit den übrigen Auf— 
gaben der Verwaltung verloren gehen; und bei Ueberlaſſung öffentlicher 
Mittel an die Privat⸗Wohlthätigkeit würde der Mangel der Verautwort— 
lichkeit dieſer Organe und der öffentlichen Controle als ein umüberſteig— 
liches Hinderuiß ſich ergeben. 

Der Aufgabe, welche durch die Armenpflege erfüllt werden ſoll, 
iſt eben nur eine Organiſation adäquat, welche ebenſowohl dem Be⸗ 
dürfniſſe nach Einheit der Verwaltung wie der Anſorderung individuali— 
ſirender Pflege gerecht wird; kaun das erſte zweifellos nur dadurch 
erreicht werden, daß möglichſt alle au der Löſung der Aufgabe bethei— 
ligten Factoren unter einander in Fühlung und alle zuſammen unter 
der einheitlichen Leitung der oberſten Organe der öffentlichen (commu— 
nalen, überhaupt corporativen) Armenpflege ſtehen, ſo wird das andere 
nur da beſtehen, wo der größten Mannigfaltigkeit freier Vereinsthätig 
keit in den verſchiedenſten Richtungen, welche das Gebiet der Armeupflege 
zuläßt, auch eine geſicherte Wirkſamkeit in dem einheitlichen Organismus 
der öffentlichen Armeupflege offen steht. Mit anderen Worten: der 
öffentlichen Armenpflege darf keine Richtung, kein Zweig der Armen 
pflege ſremd ſein; ſie muß principiell jedes als geeignet anerkannte 


Mittel zur Bekämpfung der Noth in den Bereich ihrer Wirkſamkeit 


ziehen; aber in der Anwendung dieſer Mittel, in der Ausführung ihres 
geſammten Programmes wird ſie ſich überall auf die freie Vereius— 
thätigkeit ſtützen müſſen, jo weit als dabei eben die Individualiſirung 
der Pflege, dieſe eigentliche Domäne der Brivat-Armenpflege, in Frage ſteht. 

Für kleinere Armenämter wird ſich dieſer Gedanke wie von ſelbſt 
verwirklichen; große, wie z. B. das communale Armenamt der Stadt 
Wien, werden ſich zweckmäßig in mehrere Comites gliedern, in denen 
dann die Vorſtände der Privat-Wohlthätigkeitsvereine die Beziehungen mit 
der öffentlichen Armenpflege unterhalten. Eine locale Vereinigung aller 
Verwaltungen von Privatvereinen, welche mit der öffeutlichen Armen 
pflege Hand in Hand gehen, in einem und demſelben Gebäude mit der 
öffentlichen Armenpflege würde dieſes Zuſammenwirken noch außer 
ordentlich fördern, zahlloſe Doppelarbeit erſparen, ein beſſeres Ineinan— 
dergreifen ermöglichen und die Eutlarvung von Profeſſionsbettleru fichern. 
Der „Verein gegen Verarmung und Bettelei“ in Wien hat dieſen Ge 
danken jüngſt bei der Commune Wien angeregt. Auch die Oekonomie 
der Armenpflege würde auf dieſe Weiſe am meiſten gewinnen; denn auch 
in Beſchaffung der Mittel für die Armenpflege wirken die Privatvereine 
mit ihrem viel ſtärkeren individuellen Intereſſe an dem Gedeihen ihrer 
Vereiuszwecke viel energiſcher als eine noch fo ſorgfältig geleitete öffent— 
liche Verwaltung, gar nicht davon zu reden, daß das ſcheinbar wirk— 
ſamſte Mittel zur Steigerung der Einkünfte der öffentlichen Armenpflege, 
nämlich eine ſpecielle Armenſtener, gerade im Gegentheile zur Unter— 
drückung der freiwilligen Wohlthätigkeit und Unterbindung vieler Zu— 
flüſſe führen würde. Eben darum wird auch bei der Auseinanderſetzung 
der Competenzen zwiſchen der öffentlichen Gewalt und den Privatvereinen 
das ökonomiſche Moment vielfach ansſchlaggebend fein: je mehr zu einem 
concreten Zweige der Armenpflege die Vereine an Mitteln aufbringen, 
um ſo weiter reicht auch ihr Einfluß. Die öffentliche Gewalt wird da— 
her bei der Disponirung ihrer Geſammtmittel, ſpeciell was die offene 
Armenpflege betrifft, nach dem Principe der Contingentirung vorgehen 
können; das aus den öffeutlichen Mitteln den einzelnen Comites zuge— 
wieſene Contingent iſt gleichſam das Correlat des bureaukratiſchen Ein- 
fluſſes auf die freie Vereinsthätigkeit; dieſer wächſt mit jenem und kann 
abnehmen in dem Maße, in welchem die Vereine ſelbſt die finanziellen 
Opfer der einzelnen Zwecke übernehmen. In dieſer Weiſe werden im 
Rahmen einer einheitlich gedachten und geführten öffentlichen Armenpflege 
auch die Privatvereine und damit die Motive privater Wohlthätigkeit 
ſtets gedeihlichen Boden finden, und durch jene geſchützt und geſtützt in 
ihrem Beſtande, vor Mißbrauch durch die Armen ſowie vor zuneh— 
mender Laſt bei abnehmenden Mitteln, auch etwa vor ungeſunder Con— 
currenz von verwandten Vereinen ſichergeſtellt. Die öffentliche Armen⸗ 
pflege aber ſichert ſich nur auf dieſe Weiſe ihre Wirkung und die Bürg— 
ſchaft des gleichmäßigen Wachſens ihrer Kraft mit der Zunahme der 
Größe und Schwierigkeit ihrer Aufgabe. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Beurtheilung der Verpflichtung zum Erſatze von Commiſſions⸗ 

koſten im Sinne des § 2u der Minifterialverordnung vom 3. Juli 

1854, N. G. Bl. Nr. 169, macht es keinen Unterſchied, wenn 

die betreffende eommiffionelle Amtshandlung nicht durch das Ein⸗ 

ſchreiten ſondern durch das Verſchulden des zum Erſatze ver: 
pflichtet Erkannten veranlaßt wurde.“) 


Andreas S., Beſitzer des Hauſes Nr. 105 in N., Stadtgemeinde 
L., beſchwerte ſich bei der Bezirkshauptmannſchaft, daß unmittelbar unter 
den Fenſtern des Hauſes Nr. 107 des Joſeph O., hinter demſelben, 
Schweinſtallungen, Düngerhaufen und eine offene Senkgrube ſich be- 
finden, und daß bei herrſchendem Südwinde die Bewohner des Hauſes 
Nr. 105 gezwungen ſind, wegen des herrſchenden Geſtankes die Fenſter 
zu ſchließen, weßhalb im Intereſſe der Inwohner der Häuſer Nr. 105 
und 107 um Unterſuchung und Abſtellung dieſer höchſt ſanitätswidrigen 
Uebelſtände gebeten werde. 

Ueber dieſe der Stadtgemeindevorſtehung L. zur Amtshandlung 
zugefertigte Eingabe veranlaßte dieſe am 22. Juni 1885 eine Local— 
erhebung, zu welcher jedoch der Beſchwerdeführer nicht zugezogen wurde. 

Bei dieſer Commiſſion ſprach ſich der ſtädtiſche Arzt dahin aus, 
daß die angezeigten Uebelſtände nicht ſo arg wären. In Folge deſſen 
leitete die Stadtgemeindevorſtehung keine weitere Amtshandlung ein und 
verſtändigte hievon auch den Andreas S. Letzterer wendete ſich nun au 
die Bezirkshauptmaunſchaft um Erhebung und Abhilfe, und fand ſeitens 
der Bezirkshauptmannſchaft am 24. October 1885 hierüber eine Local⸗ 
erhebung ſtatt, auf Grund deren die Bezirkshauptmannſchaft L. unterm 
11. November 1885 im Grunde des § 91 der Gemeindeordnung und 
§ 12 des Anhanges zur Bauordnung vom Jahre 1857 den Beſcheid 
der Gemeindevorſtehung behob und entſchied: Joſeph O. als Beſitzer des 
Hanſes Nr. 107 fer verpflichtet, die bei dieſem Haufe vor der Stallung 
ſtraßenſeitig beſtehende Düngergrube ausmauern und mit einem gut 
ſchließbaren Deckel verſehen zu laſſen: ferner ſei dieſe Düngergrube 
ſtets geſchloſſen zu halten und, wenn ſie voll iſt, ſtets zu räumen. Zu— 
gleich wird erkannt, daß die Commiſſionskoſten per 9 fl., ſowie der 
Stempelbetrag per 2 fl. dem Recurrenten Andreas S. gemäß § 24 
der Miniſterialverordnung vom 3. Juli 1854, R. G. Bl. Nr. 169, 
auferlegt werden. Dieſer letztere Ausſpruch wurde damit begründet, 
„weil Andreas S. jene Partei iſt, welche durch ihr Einſchreiten die 
behördliche Erledigung veranlaßt hat. Dem Joſeph O. falle ein Ver⸗ 
ſchulden nicht zur Laſt, weil das in Beſchwerde gezogene Gebrechen ſchon 
lange, und zwar noch vor Erbauung des Nachbarhauſes des S. beſtand, 
ohne daß darüber Beſchwerde geführt worden war.“ 

Ueber Recurs des Andreas S. hat die Statthalterei unterm 
3. Auguſt 1886, Z. 24.106, die bezirkshauptmannſchaftliche Eutſcheidung 
peto. Koſten beſtätigt; denn dem Joſeph O. als Beſitzer des Hauſes 
Nr. 107 trifft an der Vornahme der fraglichen Localerhebung kein 
Verſchulden, da derſelbe zur Aenderung des bisherigen Zuſtandes der 
Düngergrube bei dem Hauſe Nr. 107 weder aufgefordert wurde, noch 
im Hinblicke auf das Reſultat der von der Stadtgemeindevorſtehung L. 
abgehaltenen ſanitätspolizeilichen Localerhebung einen Anlaß zur Ab⸗ 
änderung des bisherigen Zuſtandes hatte. Vielmehr hat Andreas S. 
durch ſeine Beſchwerde gegen den Beſcheid des Stadtgemeindeamtes und 
das darin ausdrücklich geſtellte Begehren um Erhebung die Amtshand— 
lung der politiſchen Behörde veraulaßt, und erſcheint demnach unbe— 
ſchadet des ihm gemäß § 24 der citirten Miniſterialverordnung bom 
Jahre 1854 zuſtehenden Regreſſes verpflichtet, die fraglichen Koſten 
zu tragen.“ 

Dem weiteren Begehren um Erſatz der Recurskoſten gab die 
Statthalterei — als im Geſetze nicht begründet — ebenfalls keine Folge. 

Ueber den Miniſterialrecurs des Andreas S. hat das Miniſterium 
des Innern mit Entſcheidung vom 17. Mai 1886, 3. 5626, die unter⸗ 
behördlichen Entſcheidungen aus nachſtehenden Gründen behoben: 

„Die bezirkshauptmannſchaftliche Localerhebung vom 24. October 
1885 hat nämlich conſtatirt, daß die Beſchwerde des Andreas S. ge— 
rechtfertigt war und daß Joſeph O. die beklagte Senkgrube nicht in 
jenem Zustande in Gebrauch hatte, wie dieſer aus öffentlichen ſanitäts⸗ 


Vergleiche die Entſcheidung des Miniſteriums des Innern vom 20. Mai 
1 0 2. 7327, in Nummer 42, Seite 166 des Jahrganges 1870 dieſer Zeit⸗ 
ſchrift. 


IL 


polizeilichen Rückſichten, ſowie im Intereſſe des Nachbarhauſes geboten 
iſt, und Sodann im Erkenutuißwege vorgeſchrieben wurde. Der ordnungs— 
widrige Beſtaud der fraglichen Senkgrube hat daher die Amtshandlung 
veranlaßt und es entſpricht ſonach dem auch im § 24 der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 3. Juli 1854, R. G. Bl. Nr. 169, offengehaltenen 
Grundſatze, daß Derjenige, welcher die Koſten commiſſtoneller Amts— 
handlungen durch ſein Verſchulden veranlaßt hat, daß Joſeph O. zum 
Erſatze der Commiſſionskoſten und Stempelgebühren verpflichtet wird.“ 
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a) Zur Entſcheidung von Streitigkeiten betreffend Dienſtbarkeiten 

auf Waldgründen find nicht die Gerichte, ſondern die politiſchen 

Behörden zuſtändig, insbeſondere h) wean ſchon die Verhandlung 

wegen Erklärung des betreffenden Fußſteiges als öffentlich ein— 
geleitet iſt. 

Die Klage des A. und 63 Genoſſen desſelben gegen den Groß— 
grundbeſitzer B. auf Anerkenunng der Dienſtbarkeit des Gehens und 
Fahrens (mit Schiebkarren) über die zum Großgrundbeſitze P. gehörigen 
Waldgründe Parc. Nr. 1014, 1015 und 1016 wurde in erſter Inſtanz 
zur Einrede verbeſchieden, zufolge Recurſes des B. aber, worin jedoch 
lediglich die Rückſtellung der Klage wegen ungehöriger Cumulirung von 
Klagsanſprüchen behufs geſonderter Anbringung derſelben durch jeden 
einzelnen Mitkläger begehrt wurde, da jeder der Letzteren die Anerken⸗ 
nung der Servitut für ſich verlangt, in zweiter Inſtanz die Rückſtellung 
der Klage mit Verweiſung auf die alleinige Zuſtändigkeit der politiſchen 
Behörden zur Entſcheidung dieſer Angelegenheit aufgetragen, aus Grün— 
den: Zufolge Eröffnung der k. k. Statthalterei vom 27. December 1883, 
3. 28.076, wurde bereits bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft zu M. 
die Verhandlung eingeleitet, um den erwähnten, von B. nach P. über 
die obgenannten Waldparcellen führenden Fußſteig für einen öffentlichen 
zu erklären. Würde nun derſelbe im inſtauzmäßigen politiſch⸗behördlichen 
Verfahrungszuge nicht als öffentlich anerkannt, ſo müßte das auge— 
ſprochene Recht der Dienſtbarkeit des A. und Genoſſen auf den Beſtim— 
mungen des § 1, Abſ. 3, lit. a und 8 6, lit. a des kaiſ. Patentes 
vom 5. Juli 1853, R. G. Bl. Nr. 130, und des Abſ. 1 der Mini- 
ſterialverordnung vom 3. September 1855, R. G. Bl. Nr. 161, beur— 
theilt werden und Alt zur Verhandlung und Entſcheidung dieſer Ange— 
legenheit die k. k. Statthalterei zuſtändig. 

In dem Reviſionsrecurſe wurde betont, daß der Fußſteig, welchen 
die Kläger gerichtlich als Servitutsrecht beanspruchen, weder durch einen 
Wald führe, noch je durch einen ſolchen geführt habe, ſowie auch nie— 
mals ein zur Waldcultur gewidmeter Boden war, daher die Prämiſſen 
zur Anwendung der citirten Miniſterialverordnung abgehen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte jedoch gemäß Entſcheidung 
vom 27. März 1884, 3. 3353, die Anordnung der zweiten Juſtanz 
als durch die beigefügten Gründe gerechtfertigt und weil in der Klage 
ſelbſt nicht nur von Waldgründen, ſondern auch davon geſprochen wird, 
daß der Fußſteig durch den herrſchaftlichen Wald führe, ſerner auch ein 
Erlaß der politiſchen Behörde beiliegt, gemäß deſſen das Gehen und 
Fahren auf dem ehemaligen, derzeit mit Bäumen bepflanzten Fußſteige 
unterſagt wird. 


Eine Molkerei, welche nur die landwirthſchaftlichen Producte 

ihrer Theilhaber verkauft, reſpective, wenngleich mittelſt fabriks⸗ 

mäßigen Betriebes, verarbeitet und dann verkauft, iſt nicht als 
eine gewerbliche Unternehmung anzuſehen. 

Anläßlich einer behufs Beurtheilung des Geſchäftsbetriebes der 
Molkerei in B. an dasſelbe geſtellten Anfrage eröffnete das Miniſterium 
des Innern unterm 30. Mai 1886, 3. 6614, daß der Geſchäfts⸗ 
betrieb dieſer Molkerei, welche lediglich nur die landwirthſchaftlichen 
Producte ihrer Theilhaber verkauft, beziehungsweiſe verarbeitet und dann 
verkauft, zur landwirthſchaftlichen Production gehöre, auf welche nach 
Art. Va des kaiſ. Patentes vom 20. December 1859, R. G. Bl. 
Nr. 227, betreffend die Einführung einer Gewerbeordnung, die Gewerbe⸗ 
geſetzgebung keine Anwendung findet. 

Hieran könne auch der Umſtand nichts ändern, daß der Verkauf 
der Milch und der Folgeproducte in mehreren, Jedermann zugänglichen 
Verſchleißlocalen in B. erfolgt und die Gewinnung der Folgeproducte 
mittelſt fabriksmäßigen Betriebes geſchieht. E 


Geſetze und Verordnungen. 


1886. I. Semeſter. 


Landes⸗Geſetz- und Verordnungsblatt für das 
Oeſterrrich unter der Enns. 


1. Stück. Ausgeg. am 8. Jänner. — 1. Geſetz vom 14. December 1885, 
womit Zahl 2, lit. a und b des § 30, dann der vierte Abſatz des 8 34 des 
Gemeindeſtatutes der k k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien vom 9. März 
1850 abgeändert werden. — 2. Geſetz vom 14. December 1885, womit Zahl 2, 
lit. i des 8 30 des Gemeindeſtatutes der k. k. Reichshaupt- und Refidenzſtadt 
Wien vom 9. März 1850 abgeändert wird. 

II. Stück. Ausgeg. am 19. Jänner. — 3. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 27. December 1885, 
Z. 63.405, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxen in den k. k. Kranken⸗ 
anſtalten in Wien für das Jahr 1886. — 4. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 9. Jänner 1886, 
3. 64.086, betreffend die vom Militärärar und aus Landesmitteln im Jahre 
1886 zu leiſteude Vergütung für die der Mannſchaft auf dem Durchzuge von 
dem Quartierträger gebührende Mittagskoſt. 

III. Stück. Ausgeg. am 13. Februar. 5. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 13. Jänner 1886, 
3. 1244, betreffend die der Ortsgemeinde Langſchlag, im Gerichtsbezirke Otten⸗ 
ſchlag, politiſcher Bezirk Zwettl, ertheilte Bewilligung zur Aenderung dieſes 
Namens in Lugendorf. — 6. Kundmachung der k. k. niederöſterreichiſchen Statt⸗ 
halterei vom 13. Jänner 1886, Z. 1264, betreffend die Beſtimmung der Aſſent⸗ 
ſtationen. — 7. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſter⸗ 
reich unter der Enns vom 24. Jänner 1886, 8. 2071, betreffend die Erhebung 
der Ortſchaft Berndorf im politiſchen Bezirke Baden zu einem Markte. 

8. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der 
Enus vom 3. Februar 1886, 3. 5210, betreffend die Aushebung der Reeruten⸗, 


Erzherzogthum 


Erſatzreſerve⸗ und Landwehrcontingente für die regelmäßige Stellung im 
Jahre 1886. 
IV. Stück. Ausgeg. am 25. Februar. — 9. Kundmachung des nieder- 


öſterreichiſchen Landesausſchuſſes vom 6. Februar 1886, 8. 3127, betreffend die 
Landes- und Grundentlaſtungsfondszuſchläge für das Jahr 1886. — 10. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſtevreich unter der Enns 
vom 14. Februar 1886, Z. 63.332 ex 1885, betreffend die Feſtſetzung der täg⸗ 
lichen Verpflegsgebühren in den allgemeinen öffentlichen Krankenanſtalten Tirols 
und der Gebäranſtalt in Innsbruck. — 11. Kundmachung des k. k. Statthalters 
im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enus vom 14. Februar 1886, Z. 5286, 
betreffend die Feſtſetzung der Verpflegsgebühr III. Claſſe im allgemeinen öffent- 
lichen Krankenhauſe in Linz für das Jahr 1886. 

V. Stück. Ausgeg. am 12. März. — 12. Geſetz vom 9. Jänner 1882 
über die Einbeziehung einiger Nebenbäche in die Zaya-Regulirungsconcurrenz. 
— 13. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Defterreich unter 
der Enns vom 17. Februar 
Kataſtralgemeinde Eggendorf am Wagram von der Ortsgemeinde Stetteldorf und 
Conſtituirung dieſer Kataſtralgemeinde als ſelbſtſtändige Ortsgemeinde. 

14. Kundmachung des ft. f. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter 
der Enus vom 19. Februar 1886, 3. 8380, betreffend die Bewilligung zur 
Einhebung erhöhter Todtenbeſchaugebühren in den Gemeinden Kruſtetten, Harbach, 
Höhenberg, Meſſern, Landgemeinde Waidhofen a. d. Mbbs, Hörmauns und 
Ramſau. — 15. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſter⸗ 


reich unter der Enns vom 21. Februar 1886, Z. 8895, betreffend die den Ge⸗ 
meinden Kaltenleutgeben, St. Aegyd am Neuwalde, Lang-Enzersdorf, Hütteldorf, 
Unter⸗Ravelsbach, Berndorf, Geras, Eggenburg, Gmünd, Erlaa, Wiener-Neuſtadt 


und Scheibbs ertheilte Bewilligung zur Einhebung von Auflagen auf den Beſitz 
von Hunden. 16. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume 
Oeſterreich unter der Enns vom 1. März 1886, Z. 10.448, betreffend die Be⸗ 
willigung zur Trennung der Kataſtralgemeinden Kirchau-Kulm und Thann von 
der Ortsgemeinde Haßbach und Conſtituirung derſelben unter dem Namen Kirchau 
zu einer ſelbſtſtändigen Ortsgemeinde. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Handelsminiſterium Franz | 


Arut anläßlich deſſen Peuſtonirung das Comthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Statthaltereirath und Landes⸗Sanitätsreferenten 
der Statthalterei in Brünn Dr. Emanuel Ku ſy zum Sectionsrathe im Minifterium 
des Innern ernannt. 
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1886, 8. 8089, betreffend die Trennung der 
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Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Auguſt Tauber v. Taubenberg das Ritterkreuz des Franz⸗ 
Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Heinrich Zarda in Littau 
anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe Dr. Rudolph Ach das Ritter⸗ 
kreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Generaldirector der Buſchtehrader Eiſenbahn 
Wilhelm Kretſchmer in Prag den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe 
taxfrei verliehen. 

Der Minifterpräftdent als Leiter des Miniſteriums des Innern hat im 
Stande der Wiener Polizeidirection den Polizei⸗Obercommifſär Dr. Camillo 
Altenburger zum Polizeirathe, den Polizeicommiſſär Eduard Hlavathy zum 
Polizei⸗Obercommiſſär und den Coneipiſten Joſeph Roſenberg zum Polizei» 
commiſſär ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Caſſier Anton Spatny zum Controlor der 
Finanz⸗Landescaſſe in Linz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Franz Eberle zum Steuer- 
Oberinſpector der k. k. Finanz⸗Landesdirection in Salzburg ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſteaſſier Franz Steinparzer zum Poſt⸗ 
hauptcaſſier der Linzer Poſtdirectionscaſſe ernannt. 


Erledigungen. 

Rechnungsrevidentenſtelle bei der k. k. u.⸗5. Statthalterei in der neunten, 
Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten und Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der 
eilften Rangsclaſſe, bis Mitte October. (Amtsbl. Nr. 216.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection Salzburg in 
der eilften Rangsclaſſe, bis Mitte October. (Amtsbl. Nr. 218.) 

Fabriksarztenſtelle bei der k. k. Tabak⸗Hauptfabrik in Wien (Roßau) mit 
400 fl. Honorar jährlich, bis Mitte October. (Amtsbl. Nr. 221.) 

Rechnungsrevidentenſtelle bei der k. k. Statthalterei in Prag in der 
neunten Rangsclaſſe, bis Mitte October. (Amtsbl. Nr. 221.) 
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Wien, I., Kohlmarkt 7. 
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Erkenntnisse 
des 


k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Zusammengestellt auf dessen Veranlassung 
von 
Dr. Adam Freiherrn von Budwinski, 
Rath des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Kk. 


Band I. (2. Aufl.) Die Erkenntnisse d. J. 1876—77 enthaltend... . fl. 4.— geb. fl. 4.60 
1055 5 - = 78 ; „ % 4. — 5 5 460 
lte = 5 e ee 1. 4.60 
„ 5 u K 1880 3.60 4.20 
N: „ 1881 DE ee 
ne „ „ 1882 ink „ „ 4.60 
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„ VIII. = - „ „ 1881 nt, 4 60 
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Der laufende Band X — Jahrgang 1886 — der 


Erkenntnisse 


des 


k. k. Verwaltungsgerichtshofes 


gelangt auch, wie bisher üblich, in einzelnen Bogen zur bequemen Benützung 
für die interessirenden Kreise sofort nach Ausgabe zur Versendung und nimmt 
der obige Verlag, sowie alle Buchhandlungen darauf Bestellungen entgegen. 


Abonnements-Preise: 
fl. 1.— | 30 Bogen 
„„ „„ al Fe 
50 Bogen . „ ih, 
General-'ndex zur amtlichen Ausgabe der Erkenntnisse des k. k. Ver- 
waultungsgerichtshofes. Band I bis Y fl. 160 
Verwaltungsgerichtshof-Erkenntnisse nach $ 6 des Ges. v. 22. Okto- 
ber 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, geschöpft ohne 
vorausgegangene mündliche Verhandlung. Zusammengestellt von 
Dr. Adam Fre ih. von Budwinski, 


I. Heft, Jahrgang 1876—1878 . N . 1.— 
Wire 1 1879 18800. . 
I, 5 1881-1882 b 
IV. 5 1883-1884... . e 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſaumt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 21 und 22 der Erkenutniſſe 1886. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


